
AUSKUNFTSANSPRUCH DES BETRIEBSRATS - ERTEILTE UND
BEABSICHTIGTE ABMAHNUNGEN

Kein Auskunftsanspruch des Betriebsrates über erteilte und beabsichtigte Abmahnungen

(BAG, Urteil vom 17.09.2013, 1 ABR 26/12)

Nach § 80 Abs. 2 Satz 1 BetrVG hat der Arbeitgeber den Betriebsrat zur Durchführung seiner

Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten und nach Satz 2 Halbs. 1 dieser Bestimmung

auf Verlangen die zur Durchführung der Aufgaben erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu

stellen. Hieraus folgt ein entsprechender Anspruch des Betriebsrats, wenn die begehrte

Information zur Aufgabenwahrnehmung erforderlich ist. Anspruchsvoraussetzung ist damit zum

einen, dass überhaupt eine Aufgabe des Betriebsrats gegeben ist und zum andern, dass im

Einzelfall die begehrte Information zur Wahrnehmung dieser Aufgabe erforderlich ist. Dies hat

der Betriebsrat darzulegen. Anhand seiner Angaben kann der Arbeitgeber und im Streitfall das

Arbeitsgericht prüfen, ob die Voraussetzungen der Vorlagepflicht vorliegen. Nach diesen

Grundsätzen besteht der vom Betriebsrat geltend gemachte Auskunftsanspruch nicht. Es ist keine

betriebsverfassungsrechtliche Aufgabe des Betriebsrats ersichtlich, die die Vorlage aller

Abmahnungsschreiben erforderlich machen könnte.

Aus der individualrechtlichen Bedeutung der Abmahnung ergibt sich eine solche Aufgabe des

Betriebsrats nicht. Dieser ist außerhalb des Mitwirkungsverfahrens bei Kündigung nach § 102

BetrVG bei der Erteilung von Abmahnungen nicht zu beteiligen. Mitwirkungsrechte des

Betriebsrats entstehen erst dann, wenn der Arbeitgeber das Unterrichtungsverfahren nach § 102

Abs. 1 BetrVG einleitet. Der Ausspruch von Abmahnungen unterliegt dagegen nicht der

Mitbestimmung des Betriebsrats.

Soweit der Betriebsrat geltend macht, die Wahrnehmung betriebsverfassungsrechtlicher

Aufgaben erfordere die Vorlage aller Abmahnungsschreiben, führt auch dies nicht zur

Begründetheit des Antrags. Der Betriebsrat hat nicht aufgezeigt, für welche Aufgaben er die

Abmahnungsschreiben benötigt. Der allgemeine Hinweis auf Mitbestimmungsrechte aus § 87

BetrVG ist unzureichend. Dem steht bereits entgegen, dass Abmahnungen keineswegs notwendig

Sachverhalte betreffen, in denen diese Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats betroffen sind. So

sind etwa bei Arbeitsvertragsverletzungen wie Tätlichkeiten oder Beleidigungen

Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats aus § 87 Abs. 1 BetrVG offensichtlich nicht berührt.




